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K l e i n e  A n f r a g e

Wir fragen die Landesregierung:

1.  Welche, wann zuletzt inhaltlich in welcher Weise geänderten, brandschutz-
rechtlichen Vorschriften existieren für Alten- und Pflegeheime?

2.  Welche, wann zuletzt inhaltlich in welcher Weise geänderten, brandschutz-
rechtlichen Vorschriften bestehen demgegenüber für zur vorläufigen Unter-
bringung respektive zur Anschlussunterbringung von Asylbewerbern dienende 
Immobilien?

3.  Wodurch wird ein möglicherweise bestehender Unterschied bei den brand-
schutzrechtlichen Vorschriften der in den Fragen 1 und 2 genannten Gebäude-
nutzungen gerechtfertigt?

4.  Sind ihr Fälle (gegebenenfalls unter tabellarischer Aufstellung nach Gemein-
den sowie Anzahl der so geschaffenen Unterbringungsplätze für Flüchtlinge) 
bekannt, insbesondere im Enzkreis, in denen Alten- bzw. Pflegeheime wegen 
brandschutzrechtlicher oder anderer Auflagen geschlossen und die betreffenden 
Immobilien nun zur vorläufigen Unterbringung respektive zur Anschlussunter-
bringung von Asylbewerbern genutzt oder zumindest bereits eingeplant werden?

5.  Wie hat sich (unter tabellarischer Darstellung auch der Trägerschaft der Heime 
– zum Beispiel kommunal-öffentlich, gemeinnützige Träger, privat in den je-
weiligen Kreisgemeinden) die Anzahl der Alten- und Pflegeheime (unter Anga-
be der zur Verfügung stehenden Plätze) seit dem 1. Januar 2015 und bis heute 
im Enzkreis entwickelt?

6.  Wann wurden seit dem 1. Januar 2015 und bis heute im Enzkreis jeweils 
welche Alten- und Pflegeheime zuletzt in brandschutz- bzw. sicherheits-
rechtlicher Hinsicht mit welchem Ergebnis (mit der Bitte um Nennung even-
tueller Beanstandungen) überprüft?
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7.  Welche der unter Fragen 5 sowie 6 erfragten Alten- und Pflegeheime haben seit 
dem 1. Januar 2015 aus welchen Gründen ihren Betrieb eingestellt sowie wur-
den seither jeweils welcher anderen Nutzung zugeführt?

8.  Bezugnehmend auf Frage 4: Hält die Landesregierung ein solches Vorgehen 
für juristisch möglich und für politisch richtig?

9.  Wie wirkt sich – bezugnehmend auf Frage 4 – eine mögliche derartige Ver-
änderung der Nutzungsart der betreffenden Immobilien finanziell auf die Städte 
und Gemeinden aus?

6.11.2023

Gögel, Sänze AfD

B e g r ü n d u n g

Im Enzkreis werden kritische Stimmen zu einer möglicherweise geplanten vor-
läufigen Unterbringung von Asylbewerbern in bisherigen Alten- und Pflege-
heimen und der diesbezüglichen Begründung laut. Die Kleine Anfrage soll 
Transparenz zu den Ursachen und rechtlichen Grundlagen herstellen. Ein Fall 
der angeblichen Schließung und Nutzungsänderung zweier Heime in Königs-
bach-Stein hat die Aufmerksamkeit der Bürger auf sich gezogen und war am 
23. Oktober 2023 Thema im Sozial- und Kulturausschuss des Kreistags des 
Enzkreises.

A n t w o r t

Mit Schreiben vom 7. Dezember 2023 Nr. MLW22-26-193/447/5 beantwortet 
das Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen im Einvernehmen mit dem 
Ministerium der Justiz und für Migration und dem Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit und Migration die Kleine Anfrage wie folgt.

1.  Welche, wann zuletzt inhaltlich in welcher Weise geänderten, brandschutz-
rechtlichen Vorschriften existieren für Alten- und Pflegeheime?

Zu 1.:

Die „Hinweise über den baulichen Brandschutz in Krankenhäusern und baulichen 
Anlagen entsprechender Zweckbestimmung“ konkretisieren als ergänzende Pla-
nungshilfe ein jedenfalls erforderliches Schutzniveau für diese Sonderbauten, 
ohne abschließend zu sein. Ausdrücklich wird auf die Anwendbarkeit auch für 
Pflegeheime hingewiesen.

Der Hinweischarakter trägt dem Umstand Rechnung, dass Krankenhäuser und 
Pflegeheime – je nach ihrer Ausprägung – sehr unterschiedliche Einzelanforde-
rungen bedingen können. So unterscheiden sich mögliche Maßnahmen des vor-
beugenden Brandschutzes in einem Intensivkrankenhaus erheblich von denen in 
einer Rehabilitationseinrichtung und ein Pflegeheim für Menschen mit Demenz 
erheblich von einem Pflegeheim für Menschen mit Bewegungseinschränkungen 
der höchsten Pflegestufe.

Die Hinweise wurden im April 2007 bekanntgemacht. Seitdem wurde lediglich 
eine Auslegung zur Fremdrettung ergänzt, indem im Pflegeheim ab 2015 zuneh-
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mend der Matratzenrettung und im Krankenhaus der Bettenrettung der Vorzug 
gegeben wurde.

2.  Welche, wann zuletzt inhaltlich in welcher Weise geänderten, brandschutzrecht-
lichen Vorschriften bestehen demgegenüber für zur vorläufigen Unterbringung 
respektive zur Anschlussunterbringung von Asylbewerbern dienende Immobi-
lien?

Zu 2.:

Die „Hinweise der Interministeriellen Arbeitsgruppe (IMA) Brandschutz zum 
Brandschutz bei der Unterbringung von Flüchtlingen“ konkretisieren als ergän-
zende Planungshilfe ein jedenfalls erforderliches Schutzniveau für diese Einrich-
tungen, ohne abschließend zu sein.

Der Hinweischarakter trägt dem Umstand Rechnung, dass diese Einrichtungen 
sehr unterschiedlich gestaltet sein können, auch wenn sich bestimmte Typen der 
Unterbringung grundsätzlich ähnlich sind.

Die Hinweise wurden am 16. Oktober 2015 bekanntgemacht und gelten seither 
grundsätzlich unverändert. Bauordnungsrechtlich wird dabei nicht zwischen vor-
läufiger Unterbringung und Anschlussunterbringung unterschieden.

3.  Wodurch wird ein möglicherweise bestehender Unterschied bei den brand-
schutzrechtlichen Vorschriften der in den Fragen 1 und 2 genannten Gebäude-
nutzungen gerechtfertigt?

Zu 3.:

Bei Krankenhäusern und Pflegheimen sind die Nutzenden potenziell nicht selbst-
rettungsfähig. Zudem erfordern die Lebensumstände der dort lebenden bzw. woh-
nenden Menschen ein regelmäßig erhöhtes Maß an Fürsorge.

Geflüchtete Menschen hingegen sind in der Regel mobil, alte Menschen und Kin-
der werden in der Regel von körperlich und geistig handlungsfähigen Personen 
begleitet. Krisen und Traumata von geflüchteten Menschen wirken sich regel-
mäßig nicht negativ auf ihre Selbstrettungsfähigkeit aus.

4.  Sind ihr Fälle (gegebenenfalls unter tabellarischer Aufstellung nach Gemein-
den sowie Anzahl der so geschaffenen Unterbringungsplätze für Flüchtlinge) 
bekannt, insbesondere im Enzkreis, in denen Alten- bzw. Pflegeheime wegen 
brandschutzrechtlicher oder anderer Auflagen geschlossen und die betreffen-
den Immobilien nun zur vorläufigen Unterbringung respektive zur Anschluss-
unterbringung von Asylbewerbern genutzt oder zumindest bereits eingeplant 
werden?

Zu 4.:

Aus Gründen des unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwandes wurde von einer 
umfänglichen Abfrage bei den Stadt- und Landkreisen, Städten und Gemeinden, 
in deren Zuständigkeit die konkrete Ausgestaltung der Unterbringung liegt, ab-
gesehen. Im Hinblick auf die vorläufige Unterbringung sind dem Ministerium 
der Justiz und für Migration aus seiner Praxis der Genehmigung von Kapazi-
tätsaufbauvorhaben die nachfolgend gelisteten Fälle einer Umnutzung vormaliger 
Alters- und Pflegeheime für die Unterbringung Geflüchteter bekannt geworden:
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Es ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass diese Aufstellung keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit erhebt. Auch ist dem Ministerium der Justiz und für Migration 
regelmäßig nicht bekannt, aus welchen Gründen in den gelisteten Fällen die vor-
malige Nutzung als Alten- oder Pflegeheim jeweils aufgegeben worden ist.

5.  Wie hat sich (unter tabellarischer Darstellung auch der Trägerschaft der Heime 
– zum Beispiel kommunal-öffentlich, gemeinnützige Träger, privat in den jewei-
ligen Kreisgemeinden) die Anzahl der Alten- und Pflegeheime (unter Angabe 
der zur Verfügung stehenden Plätze) seit dem 1. Januar 2015 und bis heute im 
Enzkreis entwickelt?

Zu 5.:

Die Entwicklung der Anzahl der Alten- und Pflegeheime mit der jeweiligen Platz-
zahl für die Gemeinden im Enzkreis ist in der folgenden Tabelle dargestellt.
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6.  Wann wurden seit dem 1. Januar 2015 und bis heute im Enzkreis jeweils welche 
Alten- und Pflegeheime zuletzt in brandschutz- bzw. sicherheitsrechtlicher Hin-
sicht mit welchem Ergebnis (mit der Bitte um Nennung eventueller Beanstan-
dungen) überprüft?

Zu 6.:

Gemäß der Verwaltungsvorschrift über die Brandverhütungsschau (VwV BVS) 
unterliegen „Krankenhäuser und ähnliche Einrichtungen“ (Ziffer 2.2) und „Ein-
richtungen zur Betreuung, Unterbringung oder Pflege von behinderten oder alten 
Menschen“ der Pflicht zur Brandverhütungsschau. Die Brandverhütungsschau ist 
von der örtlich zuständigen unteren Baurechtsbehörde in Abständen von höchs-
tens fünf Jahren durchzuführen. Zur Erfüllung dieser Aufgabe können Sachver-
ständige herangezogen werden. Seit 2015 müssen folglich alle Alten- und Pflege-
heime zweimal einer Brandverhütungsschau unterzogen worden sein. Stichpunkt-
artige Kontrollen der fachvorgesetzten Baurechtsbehörden bei den unteren Bau-
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rechtsbehörden haben ergeben, dass die Brandverhütungsschauen grundsätzlich 
ordnungsgemäß durchgeführt werden.

7.  Welche der unter Fragen 5 sowie 6 erfragten Alten- und Pflegeheime haben seit 
dem 1. Januar 2015 aus welchen Gründen ihren Betrieb eingestellt sowie wur-
den seither jeweils welcher anderen Nutzung zugeführt?

Zu 7.:

Seit 1. Januar 2015 haben zwei Einrichtungen ihren Betrieb aus brandschutzrecht-
lichen Gründen eingestellt (Zeile 17 und 19 der Tabelle zu Ziffer 5). Informa-
tionen zur weiteren Nutzung dieser beiden Einrichtungen liegen der Landesregie-
rung nicht vor.

8.  Bezugnehmend auf Frage 4: Hält die Landesregierung ein solches Vorgehen 
für juristisch möglich und für politisch richtig?

Zu 8.:

Die Frage nach dem Bedarf an Pflegeplätzen ist in den jeweiligen Gebietskörper-
schaften zu beantworten. Die Landesregierung hat keine Hinweise darauf, dass 
die Verantwortlichen ihren Aufgaben diesbezüglich nicht nachkommen würden.

Die Frage, ob eine Einrichtung an einem konkreten Ort wirtschaftlich betrieben 
werden kann, muss der jeweilige Betreibende beantworten; in diesem Zusam-
menhang sind Entscheidungen der Heimträger von der Landesregierung allenfalls 
über Fördermittel indirekt beeinflussbar und müssen im Übrigen hingenommen 
werden.

Die Nutzung der betreffenden Liegenschaften als Unterkunft für Geflüchtete ist 
rechtlich jedenfalls nicht grundsätzlich zu beanstanden. Die benannten Auf gaben 
liegen in der Zuständigkeit der kommunalen Gebietskörperschaften; sie müssen 
dort entschieden, erledigt und verantwortet werden. Zur politischen Richtig-
keit dieses Vorgehens ist insofern die jeweils zuständige Gebietskörperschaft zu  
fragen, nicht die Landesregierung. Sicher wird sich eine solche Entscheidung 
nicht abstrakt-generell treffen lassen, was die kommunale Zuständigkeit als in der 
Sache richtig bestätigt.

9.  Wie wirkt sich – bezugnehmend auf Frage 4 – eine mögliche derartige Verän-
derung der Nutzungsart der betreffenden Immobilien finanziell auf die Städte 
und Gemeinden aus?

Zu 9.:

Da das Land den Stadt- und Landkreisen deren Ausgaben für die vorläufige 
Unterbringung im Wege einer nachlaufenden Spitzabrechnung erstattet und in 
diesem Rahmen auch die Schaffung von neuen Unterkünften vollständig refi-
nanziert, sind insoweit keine nachhaltigen Auswirkungen auf die Kreisfinanzen 
zu erwarten.

Bezüglich der Anschlussunterbringung in den Kommunen hat die Landesregie-
rung keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung. Auf eine umfängliche Ab-
frage bei den über 1 100 Städten und Gemeinden des Landes wurde aus Gründen 
des unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwandes verzichtet.

In Vertretung

Schneider
Ministerialdirektor
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